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Drucksache 1150 


Zusammenstellung 

der Beschlüsse der zweiten Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1959 (Haushaltsgesetz 1959) 

— Drucksachen 650, 1050 bis 1079 — 

Unverändert nach den Beschlüssen des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) — Drucksachen 1050 bis 1079 — bis auf die 

folgenden Änderungen: 


Einzelplan 05 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 
— Drucksache 1054 — 

Q Kap. 05 01 — Auswärtiges Amt — 

ln Tit. 962 — Förderung von entwicklungsfähigen Ländern — 
wird im 4. Absatz der Erläuterung die Bindungsermächtigung 
von 50000000 DM um 20000 000 DM auf 70000000 DM erhöht. 


Einzelplan 09 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 
— Drucksache 1058 — 

0 Kap. 09 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

a) In Tit. 615 — Unterrichtung der breiten Öffentlichkeit, ins- 
besondere der Verbraucher, über allgemeine Marktfra- 
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gen — wird die Fassung der Regierungsvorlage mit einem 
Ansatz von 500 000 DM wiederhergestellt. 

b) Es wird folgender neuer Titel ausgebracht: 

„Titel 959 Honorar der Arbeitsgemeinschaft deutscher 
wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinsti- 
tute eV für eine Untersuchung der deutschen 
Energiewirtschaft 1 250 000 DM". 

Unter Erläuterungen ist einzusetzen: 

„Zu Tit. 959 

Auf Gri^nd der Entschließung des Deutschen Bundestages 

vom 1959 wird die Arbeitsgemeinschaft deutscher 

wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute eine Un- 
tersuchung über die Entwicklung der gegenwärtigen und 
zukünftigen Struktur von Angebot und Nachfrage in der 
Energiewirtschaft der Bundesrepublik, unter besonderer 
Berücksichtigung des Steinkohlenbergbaus, durchführen. 
Die Untersuchung wird von den der Arbeitsgemeinschaft 
beauftragten verantwortlichen Wirtschaftswissenschaftlern 
ausgeführt, die die erforderlichen Hilfskräfte sowie Gut- 
achten für Teilgebiete beiziehen. Als Honorar erhält die 
Arbeitsgemeinschaft aus diesen Mitteln Erstattung der ihr 
entstehenden Ausgaben, höchstens jedoch 2 500 000 DM. 
Die Untersuchung soll in 18 Monaten abgeschlossen sein. 
Der Bedarf für das Haushaltsjahr 1959 wird mit 1 250 000 DM 
veranschlagt." 


Einzelplan 11 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 
— Drucksache 1060 — 
o Kap. 1 1 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

In Tit. 650 — Zuschüsse für Anstalten, Einrichtungen und 
Organisationen, deren Bestrebungen der Heilfürsorge für 
Kriegsbeschädigte dienen — wird der Ansatz von 350 000 DM 
auf 400 000 DM erhöht. Dementsprechend ist in den Erläute- 
rungen zu Tit. 650 unter b) der Ansatz von 50 000 DM auf 
100 000 DM zu erhöhen. 

O Kap. 1 1 05 — Bundesarbeitsgericht in Kassel — 

In Tit. 101 — Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für 
planmäßige Beamte und Richter (einschließlich der in Plan- 
stellen angestellten Beamten auf Probe) — sind unter Plan- 
stellen bei 

Bes. -Gr. B 7 statt 3 Senatspräsidenten 4 Senatspräsidenten, 
davon 3 Stellen kw ab 1. April 1961, 
und bei 

Bes. -Gr. B 5 statt 10 Bundesrichter 12 Bundesrichter, 
davon 4 Stellen kw ab 1. April 1961, 

auszubringen. 

Die Ansätze sind entsprechend zu erhöhen. 
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0 Kap. 11 10 — Kriegsopfer Versorgung und gleichartige Leistun- 
gen — 

In den Titeln 652 und 653 ist die gegenseitige Deckungsfähig- 
keit aufzunehmen und eine Erhöhung der Ansätze auf den 
Vorjahrsstand auszubringen. 

Vorjahrsstand zu Tit. 652 200 000 DM 

Vorjahrsstand zu Tit. 653 150 000 DM 


Einzelplan 12 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
— Drucksache 1061 — 

0 Kap. 12 03 — Bundeswasser- und Schiffahrts Verwaltung, Bun- 
deswasserstraßen — 

In Tit. 755 — Maßnahmen und Aufwendungen zur Erfüllung 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik über den Ausbau des Oberrheins 
zwischen Basel und Straßburg vom 27. Oktober 1956, 1. Teil- 
betrag — werden in den Erläuterungen 

1. bei Nr. 1 

a) im ersten Satz die Worte „Bau eines oder zweier 
Kulturwehre" ersetzt durch die Worte „Bau von zwei 
Kulturwehren" ; 

b) die Sätze drei, vier und fünf gestrichen; 

c) folgende Sätze angefügt: 

„Mit den Planungsarbeiten für das zweite Kulturwehr 
soll umgehend begonnen werden. Zu diesem Zweck sind 
50 000 DM für Planungsarbeiten vorgesehen."; 

2. der zweite Satz des vorletzten Absatzes wie folgt neu 
gefaßt: 

„Da die Stufe Vogelgrün bereits in Betrieb genommen 
worden ist, muß im Jahre 1959 mit dem Bau des ersten 
Kulturwehres und der Planung des zweiten Kulturwehres 
begonnen werden." 

0 Kap. 12 12 — Kraftfahrtbundesamt in Flensburg-Mürwik — 

a) In Tit. 600 — Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicher- 
heit und der Geräuschbekämpfung im Straßenverkehr 
b) Wissenschaftliche Untersuchungen — 

a) wird der Ansatz von 40 000 DM um 350 000 DM erhöht 
auf 390 000 DM; 

b) werden in der Erläuterung zu Tit. 600 b) hinter den 
Worten „Wissenschaftliche Untersuchungen (ausgenom- 
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men die kraftfahrtechnische Forschung) zur Hebung der 
Verkehrssicherheit insbesondere" die Worte eingefügt: 
„zur Erforschung der Unfallursachen und". 

b) In Tit. 601 — Aufklärungs- und Erziehungsmaßnahmen zur 

Bekämpfung der Verkehrsunfälle — wird der Ansatz von 

2 000 000 DM um 700 000 DM auf 2 700 000 DM erhöht. 

In der Erläuterung zu Tit. 601 werden die veranschlagten 

Beträge wie folgt geändert bzw. ergänzt: 

1. bis 4. unverändert 600 000 DM 

5. Aufklärung durch Filme (Herstellung 
neuer Verkehrserziehungsfilme, Beschaf- 
fung von Kopien vorhandener Filme, 

Aufnahmen von Verkehrserziehungs- 
szenen in die Wochenschauen) .... 1 275 000 DM 

6. Aufklärungs- und Erziehungsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der Verkehrsunfälle in 
der Jugend (Verkehrserziehung über die 
Jugendverbände, Beschaffung von Unter- 
richts- und Aufklärungsmaterial, Zuschuß 
an die Jugendliga für Verkehrssicher- 


heit) 550 000 DM 

7. bis 8. unverändert 225 000 DM 

9. Förderung der Verkehrserziehung in der 

Fernfahrerschule Rieneck 50 000 DM 


zusammen 2 700 000 DM 


Einzelplan 14 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Verteidigung 
— Drucksache 1063 — 

Q Kap. 14 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Folgender neuer Titel wird ausgebracht: 

„Titel 605 Wohnungs- und Heizkostenzuschüsse an Angehö- 
rige der Bundeswehr und der Bundeswehrver- 
waltung", 

Die Erläuterung erhält folgende Fassung: 

„Zu Tit. 605 

Bei der Aufstellung der Bundeswehr hat es sich nicht ver- 
meiden lassen, niedrig besoldete Angehörige der Bundeswehr 
und der Bundeswehrverwaltung bei gleichzeitigem Fortfall der 
Trennüngsentschädigung in Wohnungen einzuweisen, die für 
die Mieter nach deren Einkommen zu teuer sind. Um eine un- 
zumutbare Belastung der Mieter zu vermeiden, ist für eine 
Übergangszeit bis zum 31. März 1961 die Gewährung von 
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WohnungS“ und Heizkostenzuschüssen vorgesehen. Entspre- 
chende Richtlinien werden vom Bundesminister für Verteidi- 
gung im Einvernehmen mit den Bundesministern des Innern, 
der Finanzen, für Wohnungsbau und für wirtschaftlichen Be- 
sitz des Bundes erlassen. 

Da die Höhe der benötigten Mittel im Augenblick noch nicht 
zu übersehen ist, wird der Titel als Leertitel ausgebracht. Die 
Ausgaben werden überplanmäßig unter Einsparung an anderer 
Stelle geleistet." 


Q Kap. 14 10 — Verpflegung — 

In Tit. 303 — Truppenverpflegung und Verpflegungszuschüsse 
a) Kosten der Truppenverpflegung — wird der Ansatz von 
63 575 000 DM um 4 148 000 DM auf 67 723 000 DM erhöht. 

Die Erläuterungen zu Tit. 303 a) werden wie folgt geändert: 

a) Der erste Absatz erhält folgenden Wortlaut: 

„Die Verpflegungskosten für Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit werden durch Besoldungsabzug von z. Z. 2,50 DM, 
ab 1. August 1959 von 2,75 DM je Kopf und Tag gedeckt. 
Der Besoldungsabzug wird bei Tit. 15 a vereinnahmt. Die 
Wehrpflichtigen erhalten unentgeltlich Verpflegung." 

b) Nr. 2 unter „Veranschlagt sind" erhält folgende Fassung; 

„Verpflegungskosten für Wehrsoldempfänger, und zwar 
für 68 000 Soldaten für die Zeit vom 1. April bis 31. Juli 
1959 zu 2,50 DM und ab 1. August 1959 zu 2,75 DM täglich 

66 198 000 DM". 


<s> Kap. 14 23 — Fürsorge — 

In Tit. 111 — Versicherungsbeiträge für ausscheidende Berufs- 
soldaten und Soldaten auf Zeit — wird der Ansatz von 
25 463 900 DM um 4 148 000 DM auf 21 315 900 DM gekürzt. 

Die Erläuterungen sind entsprechend zu berichtigen. 

Einzelplan 25 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungsbau 
— Drucksache 1067 — 

o Kap. 25 01 — Bundesministerium für Wohnungsbau — 

In Tit. 310 — Veröffentlichungen des Ministeriums — wird 

a) der Ansatz von 90 000 DM auf 940 000 DM erhöht, 

b) der neu eingefügte Haushaltsvermerk „Die Mittel dürfen 
bis zur Höhe von 850 000 DM der Einsparungen bei Kap. 
25 03 Tit. 533 überschritten werden." gestrichen. 
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0 Kap. 25 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

a) In Tit. 36, 37, 81 und 895 wird im Haushaltsvermerk zur 
Zweckbestimmung die Verweisung auf korrespondierende 
Ausgabetitel durch Einfügung des Tit. 611 ergänzt. 

b) In Tit, 600 — Grundsteuerbeihilfen für Arbeiterwohnstät- 
ten — wird der Ansatz von 14500000 DM auf 13650 000 DM 
herabgesetzt. 

0 Kap. 25 03 — Förderung des Wohnungsbaues — 

a) In Tit. 533 — Darlehen zur sonstigen Förderung von Maß- 
nahmen zugunsten des sozialen Wohnungsbaues — wird 
der Ansatz von 36 754 100 DM um 3 000 000 DM auf 
33 754 100 DM gekürzt und der neu eingefügte Haushalts- 
vermerk „Einsparungen bis zur Höhe von 850 000 DM dür- 
fen zur Verstärkung der Mittel bei Kap. 25 01 Tit. 310 ver- 
wendet werden." gestrichen. 

b) In Tit. 45, 533, 570 a) und 606 wird im Haushaltsvermerk 
zur Zweckbestimmung die Verweisung auf korrespondie- 
rende Ausgabetitel durch Einfügung des Tit. 611 ergänzt. 

c) Folgender neuer Titel wird ausgebracht: 

„Titel 611 Zuschüsse zur Baulandbeschaffung und -er- 
schließung 3 000 000 DM 

Ausgaben dürfen nur geleistet werden, wenn in ent- 
sprechender Höhe Einnahmen bei Kap. 25 02 Tit. 36, 37 
und 81 sowie Kap. 25 03 Tit. 45 gegenüberstehen, die nicht 
zur Deckung der Ausgaben bei Kap. 25 02 Tit. 895 und 
Kap. 25 03 Tit. 570 a) bestimmt sind. 

Die Mittel sind übertragbar. " 

Die Erläuterung wird wie folgt gefaßt: 

„Zu Tit. 611 

Aus diesen Mitteln sollen Darlehen, die von Heimstätten- 
gesellschaften und anderen entsprechend geeigneten Unter- 
nehmen zur Baulandbeschaffung und -erschließung, nament- 
lich für den Bau von Familienheimen, am Kapitalmarkt auf- 
genommen werden müssen, auf 5 Jahre zins verbilligt wer- 
den. Die Mittel gelten nicht als öffentliche Mittel im Sinne 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 27. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 523)." 

<D Im Verwendungsplan zu Einzelplan 25 

wird der Ansatz im Buchstaben b Nr. 1 von 24 000 000 DM um 
3 000 000 DM vermindert, dafür aber der neue Tit, 611 ein- 
gefügt. 
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Einzelplan 29 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Familien- 
und Jugendfragen 
— Drucksache 1071 — 

0 Kap. 29 01 — Bundesministerium für Familien- und Jugend- 
fragen — 

a) In Tit. 57 \ — Bundes] ugendplan a) Allgemeiner Bundes- 
jugendplan — wird der Ansatz von 40 000 000 DM um 
5 200 000 DM auf 45 200 000 DM erhöht. 

Dementsprechend wird in den Erläuterungen 

aa) unter C. II. in Nr. 5 Kriegsgräberbetreuung durch 
Jugendgruppen der Ansatz von 150 000 DM um 
200 000 DM auf 350 000 DM erhöht, 

bb) im letzten Absatz der Umfang der Ermächtigung, Ver- 
pflichtungen für künftige Rechnungsjahre einzugehen, 
von 15 000 000 DM auf 10 000 000 DM vermindert. 

b) In Tit. 661 — Zuschuß für Familien-Ferienheime — wird 
der Ansatz von 1 500 000 DM um 500 000 DM auf 
2 000 000 DM erhöht. 

Einzelplan 32 
Bundesschuld 
— Drucksache 1073 — 

0 Kap. A 32 01 — Anleihe — 

In Tit. 92 — Sonderkredit im Zusammenhang mit der Einfüh- 
rung der DM-Währung im Saarland — wird der Ansatz von 
660 000 000 DM um 3 000 000 DM auf 663 000 000 DM erhöht. 


Einzelplan 36 
Zivile Notstandsplanung 
— Drucksache 1076 — 

0 Kap. 36 04 — Notstandsmaßnahmen im Aufgabenbereich des 
Bundesministers des Innern — 

a) In Tit. 602 — Zuschüsse an zentrale Hilfsorganisationen für 
Mitwirkung im zivilen Luftschutz und zur Vorbereitung 
allgemeiner Hilfsmaßnahmen bei Katastrophen — wird der 
Ansatz von 5 900 000 DM um 280 000 DM auf 6 180 000 DM 
erhöht und dementsprechend 

b) in Tit. 954 — Ausrüstung für polizeiliche Hilfskräfte — der 
Ansatz von 1 000 000 DM um 280 000 DM auf 720 000 DM 
gekürzt. 
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Einzelplan 40 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 
— Drucksache 1077 — 

0 Kap. 40 06 — Leistungen des Bundes an den Lastenausgleichs- 
fonds — 

In Tit. 600 — Zuschüsse an den Ausgleichsfonds — wird der 
Ansatz von 287 200 100 DM auf 306 333 400 DM erhöht. 

Einzelplan 60 

Allgemeine Finanzverwaltung 
— Drucksache 1078 — 

0 Kap. A 60 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

In Tit. 951 — Deckung der Verbindlichkeiten der Institute aus 
Gutschriften auf Sparanlagen nach dem Gesetz zur Sicherung 

von Ersparnissen im Saarland vom (Bundes- 

gesetzbl. IS. . . .) — wird der Ansatz von 82 000 000 DM um 
3 000 000 DM auf 85 000 000 DM erhöht. 

Haushaltsgesetz 1959 
— Drucksache 1079 — 

0 § 14 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 14 

(1) Werden Aufgaben von einer Dienststelle auf eine andere 
innerhalb des Geschäftsbereichs eines Bundesministers oder 
vom Geschäftsbereich eines Bundesministers zu dem eines 
anderen übertragen, so sind auch die Planstellen und Mittel 
hierfür auf die nunmehr zuständige Haushaltsstelle zu über- 
tragen. Die Übertragung bedarf der Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen; der Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages ist zu unterrichten. 

(2) Zum Ausgleich des Personalbedarfs in den Geschäfts- 
bereichen der Bundesminister kann die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages Planstellen und Mittel von einem Kapitel auf ein anderes 
Kapitel desselben oder eines anderen Einzelplans übertragen. 
Der Beschluß ergeht auf Antrag eines Bundesministers nach 
Anhörung des Präsidenten des Bundesrechnungshofs. Eines 
Beschlusses der Bundesregierung bedarf es nicht, wenn der 
Personalausgleich innerhalb eines Einzelplans erfolgt oder die 
beteiligten Bundesminister einig sind und der Bundesminister 
der Finanzen zustimmt. 

(3) § 36a der Reichshaushaltsordnung bleibt durch die Be- 
stimmungen der Absätze 1 und 2 unberührt." 

Bonn, den 10. Juni 1959 
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